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Über 87.000 Beschäftigte in kommunalen Nahverkehrsbetrieben befinden sich seit dem 05.12.2023
in Tarifverhandlungen. Davon betroffen sind über 130 kommunale Unternehmen in den Städten und
Landkreisen. Jeder Tarifbereich hat im „Austausch mit den Beschäftigten“ eigenständige
Forderungen entwickelt. Dies ist maßgeblich den Unterschieden der jeweiligen Tarifverträge
geschuldet.

TV-N: ein Flickenteppich

Der größte Teil der kommunalen ÖPNV-Unternehmen ist den Tarifverträgen Nahverkehr
angeschlossen, die in den Bundesländern (außer Hamburg) durch den jeweiligen kommunalen
Arbeitgeberverband (VKA) jeweils auch vor Ort mit ver.di verhandelt werden. Die Tarifverträge
regeln Arbeitsbedingungen (Mantel) und Entlohnung. In sieben TV-N ist die Entgeltentwicklung
unmittelbar an die im TVöD gekoppelt. In den übrigen Bundesländern gibt es eigenständige TV-N-
Entgelttarifverträge mit teilweise verschiedenen Laufzeiten.

In der letzten Tarifverhandlung 2020 stellten die Abschlüsse allesamt eine Niederlage dar. Und
dabei wollte ver.di zum ersten Mal eine gemeinsame bundesweite Tarifrunde zur Vereinheitlichung
des Flickenteppichs mit 16 Landestarifverträgen in Bezug auf Arbeitszeit und Arbeitsbedingungen
angehen.

Die Herausforderungen für die diesjährige Tarifrunde sind vielfältig: lange Wartezeiten, überfüllte
Busse, Fahrtausfälle oder fehlende Busverbindungen auf dem Land. Dem zu Grunde liegen unter
anderem massiver Arbeitskräftemangel und fehlende Investitionen. Mit Blick auf die Klimakrise und
die dafür unerlässliche Verkehrswende besteht dringender Handlungsbedarf.

Zu den Kernforderungen der Tarifrunde gehören Entlastungselemente wie die Verkürzung der
Wochenarbeitszeit, Erhöhung des Urlaubsanspruchs und zusätzliche Entlastungstage für Schicht-
und Nachtarbeit. So fordert die Gewerkschaft in NRW:

Entlastungstage für alle Beschäftigten im ÖPNV

Identischer Ort für Arbeitsbeginn und -ende
Zulage ab dem ersten Tag bei vorübergehender Übertragung höherwertiger
Tätigkeiten
Schicht- und Wechselschichtzulage für den Fahrdienst
100 Prozent Jahressonderzahlung
Überstunden ab der ersten Minute und in der individuellen Stufe ohne Abzug
Zulage für Vorhandwerker, Gruppenführer, Teamleiter nach individueller Stufe
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Klimabewegung und Beschäftigte im ÖPNV

Die Gewerkschaft ver.di setzt bei der Erreichung ihrer Ziele neben den Beschäftigten auf die
Klimabewegung und ÖPNV-Fahrgäste. Unter dem Motto #wirfahrenzusammen besteht das Bündnis
bereits seit 2020. In den Tarifverhandlungen öffentlicher Dienst 2023 trat dieses erstmals
medienwirksam für die Interessen der Beschäftigten im ÖPNV in Erscheinung. Das Potenzial ist
groß, Unternehmensvertreter:innen wetterten zum Beispiel vom „Verbot politischer Streiks“. Die
Möglichkeit einer gesellschaftlichen Auseinandersetzung scheint eröffnet.

Bereits vor dem eigentlichen Start der 1. Verhandlungsrunde hatte ver.di mit der Kampagne
#wirfahrenzusammen eine Petition an die Arbeit„geber“:innen im Nahverkehr und die politischen
Verantwortlichen gestartet. Die Forderungen waren maximal aufgeweicht, von „besseren
Arbeitsbedingungen, guter Bezahlung und massiven Investitionen“ ist die Rede. Durch
Fahrgastgespräche und Stadtversammlungen konnten 202.000 Unterzeichner:innen mobilisiert
werden. Die Petitionsübergabe erfolgte am 05.12.2023. Die Nachricht dabei: Die Fahrgäste stehen
hinter den Forderungen der Beschäftigten.

Auch am 01.03.2024 streikten die Beschäftigten und FFF gemeinsam, Busse und Bahnen standen
größtenteils still.

FFF kämpft in den letzten Jahren mit einem Schwund an Aktiven. Seine Demonstrationen haben an
Mobilisierungspotenzial eingebüßt. Die Gründe dafür sind vielfältig und reichen vom Reformismus in
den eigenen Reihen zu falschen Taktiken. Dass FFF seit 2023 in Arbeitskämpfen für echte politische
Veränderung mitmischen will, begrüßen wir.

Die Grenzen einer hoffnungsvollen Beziehung

Es ist nämlich ein Fortschritt, sein Gesicht weg von Appellen an Staat, Regierung und „aufgeklärte“
Unternehmer:innen hin zur einzigen Klasse zu wenden, die aufgrund ihrer Stellung in Produktions-
und Verwertungsprozess das Kapital nicht nur an seiner empfindlichsten Stelle treffen kann,
sondern auch als allein über Wissen und Fähigkeit zur ökologischen Konversion verfügt.

Zu konstatieren gilt allerdings, dass die Bewegung hinter ihren Möglichkeiten zurück- und eine
echte politische Perspektive ausbleibt. Die politische Sprengkraft kommt nämlich spätestens in dem
Moment abhanden, in dem die Gewerkschaftsbürokratie und einige wenige aus FFF über
Aktionsformen, Taktiken und Vorgehensweisen entscheiden: ver.di sagt, Bündnis
#wirfahrenzusammen macht (bisher). Eine notwendige Kritik an der Gewerkschaftsführung wird in
den einzelnen Ortsgruppen zwar toleriert, aber nicht weiter vorangetrieben. Führende Personen des
Bündnisses, die „Organizer:innen“ sind bei Gewerkschaftssubunternehmen angestellt. Die
Auseinandersetzung im TV-N zeigt zweierlei: zum einen gibt sich die Gewerkschaftsführung
kämpferisch und progressiv – das ergibt sich aus ihrem ureigensten Zweck zur Selbsterhaltung. Zum
anderen bleibt sie weit hinter ihren Möglichkeiten zurück, scheut eine echte Auseinandersetzung
mit den Unternehmen und wird letztlich ihrer Vermittlerrolle im Kapitalismus gerecht. Wir wissen
allerdings, dass eine nachhaltige Transformation des Verkehrssektors nicht mit dessen Interessen
vereinbar ist.

Politisches Potenzial

Neben den TV-N befinden sich derzeit auch Beschäftigte der Flughäfen und der DB AG in
Tarifverhandlungen. Die unterschiedlichen Tarifrunden sollten und müssen eine gemeinsame
Kampffront bilden, in der zu gemeinsamen Arbeitskampfmaßnahmen und Demonstrationen
aufgerufen wird. Das wäre ein wahrhaftiger Stillstand der Bundesrepublik, welcher in Verbindung
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mit Massendemonstrationen Diskussionen um ein politisches Streikrecht wieder aufflammen lassen
könnte. Dies ist umso notwendiger, als bereits jetzt Stimmen laut werden, die die Einschränkung des
Streikrechts in relevanten Bereichen (z. B. Bahn) fordern, darunter auch aus der Regierungspartei
FDP. Für die Verknüpfung der Tarifrunden braucht es gewerkschaftsübergreifende Streikkomitees,
die auch eine politische Gegenwehr in Gestalt von Massenstreiks bis hin zum Generalstreik
vorbereiten helfen können, wenn die Drohungen in die Tat umgesetzt werden. FFF ist darüber
hinaus gut beraten, Solidaritätskomitees nicht nur zur Unterstützung der TV-N-Beschäftigten im
Arbeitskampf, sondern auch zu den Lokführer:innen und zum Flughafenpersonal im Streik.
Schließlich dient das nicht nur deren Erfolg, sondern schafft auch erst die Möglichkeit, ein breiteres
Fundament für eine echte Verkehrswende innerhalb der Arbeiter:innenschaft zu legen, also für ein
ureigenes Anliegen der Klimaaktivist:innen selbst!

Gemeinsam kämpfen!

Wie aus den vorgenannten Abschnitten hervorgeht, bildet die regionale Zersplitterung des TV-N
eine große Schwäche im Kampf für „Klimagerechtigkeit“, welcher nicht vor Bundesländergrenzen
haltmachen sollte. So wurde am 01.03.2024 im Rahmen eines Aktionstages zwar größtenteils
zusammen gestreikt, für die weiteren Verhandlungsrunden ist dies aber nicht so sicher. Bei der
Hamburger Hochbahn, in Brandenburg und im Saarland sind bereits Tarifeinigungen erzielt,
während die Tarifkommission in NRW die Einleitung der Urabstimmung beschlossen hat.

Wir fordern:

Einen vereinheitlichten TV-N: Solange einzelne Tarifauseinandersetzungen noch
laufen, darf kein Abschluss anderswo erfolgen. Vorbereitung der Urabstimmungen für
unbefristete Streiks.
Klassenkämpferische Gewerkschaftsbasis:  Aufbau von Aktionskommitees aus
Beschäftigten, welche Streiks planen, ausdiskutieren und über die nächsten Schritte in
der Tarifauseinandersetzung entscheiden. Die Beschlüsse sind für die
Tarifkommissionsmitglieder bindend.
Transparente Tarifverhandlungen: Rechenschaftspflichtige Mitglieder der
Tarifkommission und bindende Beschlüsse bei Entscheidungen.
Solidaritätskomitees der Klimabewegung und Fahrgäste zur Streikunterstützung.
Gewerkschaftsübergreifende Streikkomitees im ÖPNV, bei der Bundesbahn und an
Flughäfen. Für eine einheitliche Logistikgewerkschaft, die alle Beschäftigten im
Personen-, Güter- und Datentransport umfasst!
Politische Massenstreiks der gesamten Gewerkschaftsbewegung gegen die geplanten
Angriffe aufs Streikrecht vorbereiten.
Einen kostenlosen ÖPNV für alle, finanziert durch die Gewinne der Konzerne in
klimaschädlichen Industrien!


